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Lydia Westrich (SPD) (von Abgeordneten der SPD

mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen

und Kollegen! Nach der vorangegangenen Debatte ist es

etwas schwierig, jetzt mit dem Familienförderungsgesetz

weiterzumachen. Aber es beschreibt die Zukunft unserer

Republik. Deswegen ist es gut, dass wir darüber reden.

Mit dem Familienförderungsgesetz schreiben die Re-

gierungsfraktionen der SPD und des Bündnisses 90/Die

Grünen ihre Familienpolitik ein gutes Stück weiter.

(Beifall bei der SPD)

Das Gesetz ist gelungen. Ich möchte besonders meiner

Kollegin Nicolette Kressl und ihrer Arbeitsgruppe sowie

den betreffenden Mitarbeitern aus dem Ministerium, die

sich besonders um dieses Gesetz bemüht haben, ganz

herzlich danken.

(Beifall bei der SPD)

Nach 16 Jahren katastrophaler Familienpolitik der al-

ten Bundesregierung haben wir es allein in dieser Legis-

laturperiode geschafft, das Kindergeld um 80 DM auf

300 DM monatlich zu erhöhen. Gleichzeitig haben wir

mit diesem Gesetz einen Einstieg in die Vereinbarkeit

von Familie und Beruf gefunden.

(Beifall bei der SPD)

Plötzlich entdecken Sie, Kolleginnen und Kollegen der

Opposition, Ihr Herz für Familien und Kinder. 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Na, na, na!)

Nichts ist Ihnen gut genug. Das ist nicht gerade glaubhaft,

nachdem Sie so viele Jahre Zeit hatten.

(Detlev von Larcher [SPD]: Sehr wahr!)

Das Bundesverfassungsgericht musste Sie förmlich vor

sich hertreiben.

(Beifall bei der SPD . Ina Lenke [F.D.P.]: Sie

doch auch!)

Es ist gut, dass das jetzige Urteil des Bundesverfassungs-

gerichts in unserer Regierungszeit gefällt worden ist, ob-

wohl es Ihre Regierungszeit betroffen hat. Ich möchte

nämlich nicht wissen, was Sie daraus gemacht hätten. 

Wir haben es nach Aussagen aller Fachleute verfas-

sungsgemäß umgesetzt. Wir lassen den Haushaltsfrei-

betrag nicht gleich entfallen, sondern schmelzen ihn

schrittweise ab.

(Ina Lenke [F.D.P.]: Das ist wunderbar für die

Alleinerziehenden! Das ist bemerkenswert!)

Wir haben die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts

so umgesetzt . vielleicht zu Ihrem Nachteil ., dass die

Schere zwischen gut und weniger gut verdienenden

Familien nicht noch weiter auseinander strebt.

(Beifall bei der SPD)

Wir hätten uns auch . das wäre Ihnen vielleicht lieber

gewesen, Frau Lenke . mit einer reinen Freibetragslösung

zufrieden geben können. Stattdessen haben wir das Urteil

zum Anlass genommen, eine neue Familienförderung zu

entwickeln, die allen Familien zugute kommt. Wir haben

damit endlich eine verfassungsgemäße Besteuerung von

Familien geschaffen.

Mit dem neuen  integrierten Freibetragsmodell, in

dem die Freibeträge für Betreuung, Erziehung und Aus-

bildung zusammengefasst sind, haben wir ein Stück Le-

benswirklichkeit nachgebildet. Jedem ist wohl einsichtig,

dass bei 15-Jährigen wohl kaum noch Betreuungsbedarf,

wohl aber Erziehungsbedarf vorhanden ist. Zusammen-

gerechnet wird der Freibetrag für den sächlichen Exis-

tenzbedarf für jedes Kind 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Ist viel zu niedrig

angesetzt!)

von 6 912 DM auf 7 128 DM erhöht. Das haben wir mit

dem Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsfreibetrag

von 4 212 DM aufgestockt. 

Die bislang geltende Altersgrenze für den pauschalen

Betreuungsfreibetrag wird von 16 auf 27 Jahre erhöht.

Das ist eine ganz deutliche Erhöhung. Offenbar ist dies

aber noch immer nicht bei allen Kolleginnen und Kolle-

gen der Opposition angekommen. Für jedes Kind gibt es

von Geburt an bis zum 27. Lebensjahr den integrierten

Freibetrag von 4 212 DM, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

der dem Freibetrag von 7 128 DM hinzugerechnet wird.

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Dafür muss man erst

einmal Einkommen haben!)

Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Seiters: Frau Kol-

legin Westrich, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-

legen Dr. Ilja Seifert?

Lydia Westrich (SPD): Ja.

Dr. Ilja Seifert (PDS): Frau Kollegin, Sie sprachen ge-

rade davon, dass bei einem 15-Jährigen normalerweise

kein Betreuungsbedarf mehr, wohl aber Erziehungsbedarf

gegeben sei. Sie geben mir doch sicherlich Recht, dass

zum Beispiel bei geistig schwer behinderten Menschen

auch dann noch, wenn sie schon älter als 27 Jahre alt sind,

ein erheblicher Betreuungsbedarf besteht. Heißt das also,

dass Sie unserem Änderungsantrag zustimmen werden,

dass für im Haushalt der Eltern lebende, unverheiratete

Menschen, die wie Kinder sind, zum Beispiel geistig Be-

hinderte, die gleiche Anrechnung wie für Kinder gilt, so-

dass den Menschen tatsächlich etwas von der Erhöhung

des Kindergeldes bleibt? Würden Sie unserem Antrag zu-

stimmen, damit für diese wirklich etwas übrig bleibt?

Nach Ihrem Vorschlag würde diesen nämlich wieder alles

entzogen.

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]:

Quatsch!)

Lydia Westrich  (SPD): Nein, das ist nicht korrekt,

Herr Seifert, weil der Betreuungsfreibetrag natürlich auch

für behinderte Kinder gilt. Diese kommen genauso in den

Genuss des Freibetrages wie zum Beispiel jemand, der in

Ausbildung ist.

Wir haben zusätzlich noch einen extra Ausbildungs-

freibetrag in Höhe von 1 800 DM für auswärtig unterge-

brachte Kinder in Ausbildung geschaffen. Somit haben

wir eine jährliche Entlastung pro Kind in Höhe von

11 340 DM, bei Kindern in  Ausbildung in Höhe von

13 140 DM.

Das Kindergeld für das erste und zweite Kind haben

wir um 30 Mark pro Monat angehoben. Weil wir wissen,

dass Betreuungskosten bei aushäusiger Betreuung hoch

sein können, haben wir uns entschlossen, zusätzlich zum

pauschalen Betreuungsfreibetrag . dieser gilt unabhängig

von der Betreuungsform, das heißt Betreuung zu Hause

oder außerhalb, eigene Betreuung oder durch Dritte . da-

rüber hinausgehende erwerbsbedingte Betreuungskosten

bis zu 3 000 DM steuerlich absetzbar zu machen.

Wir wollen und können keiner Familie vorschreiben,

wie sie ihre Kinder zu betreuen hat. Wir wollen aber je-

dem Elternteil die Möglichkeit geben, einer Erwerbstätig-

keit nachzugehen, ohne dass das Einkommen durch die

zwangsläufig entstehenden Betreuungskosten aufgezehrt

wird. Deshalb können künftig durch  Erwerbstätigkeit

beider Eltern entstehende zusätzliche Betreuungskosten

abgesetzt werden. 

(Beifall bei der SPD)

Meistens sind es die Frauen, die weniger verdienen und

nach der Geburt eines Kindes häufig Teilzeit arbeiten. Ih-

nen wollen wir mit diesen Maßnahmen die Möglichkeit

bieten, wieder eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, ohne

ihren Lohn zum großen Teil in Betreuungskosten inves-

tieren zu müssen. Familien überlegen sich, ob es sich un-

ter dem Strich lohnt, wenn beide arbeiten gehen, zumal

die Einverdienerehe durch den Splittingvorteil sowieso

bevorzugt ist. Das ist eine Tatsache, die ich hier schlicht

feststelle, ohne sie zu werten.

Wir wollen Männern wie Frauen die Möglichkeit ge-

ben, sowohl eine Familie zu gründen und Kinder zu be-

kommen als auch berufstätig zu sein. Es kann nicht sein,

dass Familiengründung das Aus für die Berufstätigkeit

gut ausgebildeter Frauen bedeutet. Auch für Alleinerzie-

hende ist diese Möglichkeit ein großer Fortschritt.

(Beifall bei der SPD)

Natürlich wissen wir, dass eine finanzielle Förderung

allein nicht ausreicht. Sicher müssen die  Betreuungs-

möglichkeiten verbessert werden. Wir wissen aber auch,

dass das vorwiegend Ländersache ist. Rheinland-Pfalz

zum Beispiel testet gerade ein Ganztagsschulmodell.

Auch in Bayern ist Herr Stoiber offensichtlich endlich

aufgewacht und hat festgestellt, dass die Betreuungs-

möglichkeiten in seinem Land durchaus noch verbesser-

bar sind.

(Zuruf von der SPD: Das ist schon ziemlich

vornehm ausgedrückt!)

Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Seiters: Frau Kol-

legin Westrich, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kol-

legin Dr. Barbara Höll?

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Die ha-

ben doch alle ihre Redezeit! Leute, wir haben

doch Freitag Mittag! . Gegenruf von der PDS:

Im Parlament darf man reden! . Weiterer Zuruf

der Abg. Nicolette Kressl [SPD])

Lydia Westrich (SPD): Ja.

Dr. Barbara Höll  (PDS):  Sehr geehrte Frau Kressl,

ich habe in dieser Woche schon zwei Reden gehalten.

Da kann man bestimmt nicht sagen, wir könnten in un-

serer kleinen Fraktion den Redebedarf nicht genug ab-

decken.

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Bleiben

Sie doch jetzt ganz ruhig!)

Liebe Kollegin Westrich, Sie haben eben den Betreu-

ungsfreibetrag und die steuerliche Absetzbarkeit als zwei-

ten Schritt herausgehoben. Darf ich Sie fragen, ob Sie

dann unserem Änderungsantrag zustimmen werden, der

vorsieht, dass bereits die erste Mark real entstehender Be-

treuungskosten steuerlich absetzbar ist? Das wäre wenigs-

tens ein Mittel, um die reale Schlechterstellung

(Nicolette Kressl [SPD]: Die gibt es nicht!)

von allein erziehenden Menschen mit Kindern zumindest

teilweise aufzuheben.

(Beifall bei Abgeordneten der PDS)

Lydia Westrich (SPD): Frau Kollegin Höll, Sie selbst

haben viele Berechnungsbeispiele angefordert. Eine

Schlechterstellung von Alleinerziehenden gibt es nicht.

(Ina Lenke [F.D.P.]: Natürlich gibt es die!)

Trotzdem ist zu betonen: Wir haben einen großen

Schuldenberg, den wir nicht auf die Schultern der

Kinder verlagern wollen. Wir wollen eine Politik der

Generationengerechtigkeit machen. Dazu gehört auch,

mit dem Geld zu haushalten und maßvoll zu handeln.

Wir werden den Betreuungsfreibetrag ab 3 001 DM ein-

setzen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Was wir als Regierungskoalition auf Bundesebene tun

können, um Familien zu fördern und die Vereinbarkeit

von Familie und Beruf zu unterstützen, tun wir nicht erst

mit der Vorlage dieses Entwurfs. Wir tun es, seit wir an der

Regierung sind, und dieser Weg wird fortgesetzt. Dank

unserer Politik hat ein verheirateter  Arbeitnehmer mit

zwei Kindern bei einem Jahresbruttolohn von 60 000 DM

in diesem Jahr gegenüber 1998 insgesamt 1 730 DM we-

niger Steuern zu zahlen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Diese Beispielfamilie hat heute schon 145 DM mehr

pro Monat. Im Jahr 2005 hat dieselbe Familie 4 056 DM

weniger Steuern zu zahlen als 1998, als Sie noch an der

Regierung waren.

(Ina Lenke [F.D.P.]: Aber mit den Grünen

noch mehr Ökosteuern!)

. Warten Sie es doch einmal ab, Frau Lenke. Es ist übri-

gens schön, dass Sie uns attestieren, 2005 mit Rot-Grün

weiter regieren zu können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN . Ina

Lenke [F.D.P.]: Das werden wir verhindern!)

Das Beste ist: Die Verbesserungen für die Familien

sind solide finanziert. Das kann man von den Vorschlä-

gen, die von CDU/CSU, F.D.P. und PDS kommen, wahr-

haftig nicht behaupten. 

(Nicolette Kressl [SPD]: So wie früher auch!)

Dort werden ganz großzügig Milliardenbeträge verteilt,

ohne darüber nachzudenken, woher die Mittel kommen

sollen. 

(Beifall bei  Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN . Ina Lenke [F.D.P.]:

Das ist doch Quatsch, Frau Westrich!)

Die von Ihnen hinterlassenen Schulden lasten sowieso als

riesige Hypothek auf den Schultern der Kinder. Sie tun

ihnen für die Zukunft wirklich nichts Gutes, wenn Sie den

Schuldenberg noch weiter erhöhen. Glauben Sie im Ernst,

die Menschen im Lande sind so gutgläubig, dass sie Ihren

populistischen Forderungen Glauben schenken? Sie wis-

sen doch, dass man gute Reformen nicht auf Pump ma-

chen kann; das zahlt sich wirklich nicht aus.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Seiters: Frau Kolle-

gin Westrich, eine weitere Kollegin möchte Ihnen eine

Frage stellen. Die Zeit wird auf Ihre Redezeit nicht ange-

rechnet; aber es ist Ihre Entscheidung.

Lydia Westrich (SPD): Sie haben die Uhr aber nicht

angehalten.

Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Seiters: Das werde

ich in dem Augenblick tun, zu dem Sie die Zwischenfrage

zulassen. . Bitte schön.

Ina Lenke (F.D.P.): Frau Westrich, die Verschuldung

ist mit der Einheit gekommen. Dass Sie das jetzt wieder

in einer solchen Familiendebatte hochholen, finde ich un-

verschämt. Ich habe das schon im Ausschuss gesagt, wo

von Ihnen genau das Gleiche kam. Sind Sie gegen die

deutsche Einheit? Schröder hat ja gesagt, die sollten sich

hinten anstellen. 

(Zurufe von der SPD: Frage!)

Wir, die F.D.P.-Fraktion, sind für die deutsche Einheit. Mit

der deutschen Einheit ist die Verschuldung gekommen.

(Nicolette Kressl [SPD]: Frage!)

Sehen Sie das genauso wie ich?

Lydia Westrich  (SPD): Frau Lenke, wir reden von

Generationengerechtigkeit. Es ist unsinnig, im Zuge einer

Politik für die Familien das Kindergeld und den Kinder-

freibetrag zu erhöhen und gleichzeitig denselben Kindern

aufzulasten, in der Zukunft einen riesigen Schuldenberg

abzutragen und damit gewissermaßen ihr eigenes Kinder-

geld zurückzahlen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist eine Politik, die jeglicher Generationengerechtig-

keit widerspricht.

(Nicolette Kressl [SPD]: Das müssen die halt

noch lernen! . Ina Lenke [F.D.P.]: Sie haben die

Frage nicht verstanden!)

Ich möchte mich noch mit ein paar Worten zu den

hauswirtschaftlichen Beschäftigungsverhältnissen äu-

ßern. Die Beibehaltung deren Absetzbarkeit scheint den

Kolleginnen und Kollegen von CDU/CSU und F.D.P. sehr

am Herzen zu liegen. Sie wissen selbst, dass es eine aktu-

elle Studie des DIW vom März dieses Jahres gibt, die ganz

eindeutig belegt, dass die beschäftigungsstimulierenden

Effekte, die man sich von dem Freibetrag erhoffte, bisher

ausgeblieben sind. Vielmehr habe . so die Studie wörtlich .

.die Regelung in hohem Maße zu Mitnahmeeffekten bei

gut verdienenden Haushalten geführt.. Diese abzubauen

ist ebenfalls ein Schritt in Richtung auf Generationen-

gerechtigkeit. 

(Ina Lenke [F.D.P.]: Schwarzarbeit bauen Sie

auf!)

Ganz offenbar wurde doch das Ziel, dadurch mehr Men-

schen in sozialversicherungspflichtige  Arbeitsverhält-

nisse zu bringen, nicht erreicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wie oft muss man Ihnen das Versagen dieses Instruments

noch deutlich machen, damit Sie nicht mehr darauf beste-

hen, dieses offenbar untaugliche Verfahren beizubehal-

ten?

(V o r s i t z: Vizepräsidentin Dr. Antje

Vollmer)

Frau Kressl und ich wir haben schon 1997 zusammen

mit Herrn Merz überlegt, Frau Böhmer, wie wir Dienst-

leistungsagenturen fördern können, beispielsweise im

Wege einer steuerlichen oder einer Zulagenförderung.

Herr Merz hat das damals ausdrücklich abgelehnt mit der

Begründung, das werde eine viel zu subventionsintensive

Förderung; das können wir uns nicht leisten. 

(Ina Lenke [F.D.P.]: Sie haben das in dem Ge-

setz nicht drin!)

Wir müssen . das biete ich Ihnen ausdrücklich an . daher

gemeinsam Modelle entwickeln, wie wir Dienst-

leistungsagenturen effektiv unterstützen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dieses Vorhaben hat viele Aspekte:  Wir müssen daran

arbeiten,  Abgrenzungen zu finden, um das Handwerk

nicht zu benachteiligen . dies will ja nun wirklich nie-

mand .; wir müssen zum Beispiel überlegen, wie wir

hauswirtschaftliche Beschäftigungsverhältnisse in einen

Qualifizierungsweg bekommen; 

(Ina Lenke [F.D.P.]: Das machen Sie alles ka-

putt!)

vor allem aber müssen wir mithelfen, dass Familien mit

vielen Kindern tatsächlich von dem Angebot der Dienst-

leistungsagenturen Gebrauch machen können und nicht

nur gut verdienende Ehepaare ohne Kinder, die das Steu-

erprivileg als Mitnahmeeffekt nutzen. Das wird, so denke

ich, eine spannende Sache und lohnt, Überlegungen und

Kraft hineinzustecken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD . Elke Wülfing

[CDU/CSU]: Dann machen Sie es doch jetzt!)

Die Förderung der Familien ist dauernde Aufgabe für

jede Regierung. Die rot-grüne Bundesregierung mit den

Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Grüne hat die He-

rausforderung angenommen, aus einer verkorksten, ver-

fassungswidrigen Familienpolitik heraus einen Weg zu

beschreiten, der die Familien endlich wieder dort hin-

rückt, wo sie hingehören, nämlich in den Mittelpunkt der

Gesellschaft.

(Beifall bei der SPD)

Wir unterstützen sie bei dieser verantwortungsvollen Auf-

gabe, ohne die Zukunft der Kinder durch einen riesigen

Schuldenberg zu belasten. Familien fördern heißt die Zu-

kunft sichern. Das ist uns mit diesem Familienförder-

gesetz ein gutes Stück gelungen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN)

